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Rechtliche Würdigung
&
Die Beklagten 1 und 3 haften dem Kläger 
als Gesamtschuldner auf Zahlung eines 
Schmerzensgeldes und des materiellen 
Schadens. Darüber hinaus haftet der Be-
klagte 1 alleine aufgrund des geschlos-
senen Behandlungsvertrages als selbst-
liquidierender Chefarzt im Rahmen der 
rein ambulanten Behandlung des Klä-
gers.

Das eingeholte kinderchirurgische Sach-
verständigengutachten kam zu dem Er-
gebnis, dass die Kortisonbehandlung nicht 
fehlerhaft gewesen sei. So beziehen sich 
die vom Gutachter erwähnten „Stand-by 
der Kinderchirurgie“ bzw. die „intensiv-
medizinischen Bedingungen“ auf die mit 
einem Rezidiv einhergehenden Gefahren 
(Darmverschluss!) und nicht auf notwen-
dige Behandlungsstandards im Zusam-
menhang mit einer erhöhten Kortisondo-
sis. Nach den beim Kläger vorliegenden 
medizinischen Befunden bestanden aber 
bis zum 7. 6. 2001 keine ausreichenden 
Anhaltspunkte für ein Rezidiv.

Im vorliegenden Fall liegt der Behand-
lungsfehler darin, dass es der Beklagte 1 
versäumte, sich Kenntnis vom Ergebnis 
der Laborbefunde betreffend die Blut-
untersuchung spätestens am 8. 1. 2001 
zu verschaffen. Dabei ist es von Bedeu-
tung, dass die Laborergebnisse der am 
7. 1. 2001 genommenen Blutprobe erst 
deutlich verspätet am 11. 6. 2001, einem 
Montag, vorlagen. Der aufgrund dieser 
auffälligen Laborbefunde erfolgte Ver-
such des Beklagten 1 den Kläger noch am 
selben Tag einzubestellen, erfolgte des-
halb verspätet.

Nach Ansicht des Sachverständigen ent-
spricht es dem geltenden medizinischen 
Standard, dass das Ergebnis einer CRP-
Bestimmung binnen 24 Stunden vorzu-
liegen hat. Gerade im vorliegenden Fall 
weist nämlich das C-reaktive Protein 
(CRP) eine enge Korrelation zum Auftre-
ten eines Rezidivs bei Morbus Crohn auf 
und stellt damit einen wertvollen Para-
meter in der Überwachung der inflamm-
atorischen Aktivität bei dieser Erkran-
kung dar. 

Auch wenn am 7. 6. 2001 noch keine kli-
nischen Hinweise auf ein Rezidiv, insbe-
sondere auf ein „akutes Abdomen“ be-
standen, wäre im Hinblick auf die vor-
handenen klinischen Symptome (erhöhte 
Temperatur am Vorabend und brennende 
Schmerzen) eine zeitnahe Auswertung 
der Blutprobe und – daraus resultierend – 
eine Wiedereinbestellung des Klägers für 
den nächsten Tag, mindestens aber eine 
telefonische Rückfrage über sein weiteres 
Befinden, zu fordern gewesen.

Das Verschulden des beklagten Kran-
kenhauses liegt darin, dass durch geeig-
nete organisatorische Maßnahmen hätte 
sicher gestellt werden müssen, dass die 
Laboruntersuchungen am 8. 6. 2001 vor-
gelegen hätten und der Kläger spätestens 
sodann zu weiteren Untersuchungen ein-
bestellt und gegebenenfalls auch statio-
när aufgenommen worden wäre. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des 
BGH kommt es dann zu einer Umkehr 
der Beweislast betreffend die Kausalität 
für den Primärschaden, wenn eine gebo-

Pflicht zur zeitnahen Befunderhebung (OLG Zweibrücken, Urteil v. 24. 4. 2007, Az. 5 U 2/06)

Schmerzensgeldzahlungen für verspäteten 
Befundbericht 
Wird ein medizinisch gebotener Befund verspätet erhoben bzw. ausgewertet, so ist dies 
rechtlich einer Unterlassung dieser Befunderhebungspflicht gleich zu stellen. Ein solcher Fehler 
führt dann zur Umkehr der Beweislast, wenn das Verkennen des hinreichend wahrscheinlichen 
Befundes und eine Nichtreaktion hierauf grob fehlerhaft wäre.

Bei dem 13-jährigen Kläger wurde ein 
Morbus Crohn diagnostiziert weswe-
gen er sich seither mehrfach in statio-
närer Behandlung befunden hatte. Auf 
Verordnung des Chefarztes wurde der 
Patient mit einer erhöhten Kortisondo-
sis behandelt. Auch danach unterrich-
tete der Patient den Arzt immer wieder 
von Beschwerden in Abständen von ca. 
8 Tagen. Am 7. 6. 2001 veranlasste der 
beklagte Chefarzt anlässlich einer am-
bulanten Untersuchung des Klägers eine 
Blutentnahme, die er wegen Schmerzen 
und erhöhter Temperatur am Vorabend 
durchführte. Hinweise für ein akutes 

Abdomen waren klinisch ausgeschlos-
sen. Die Ergebnisse der Laboruntersu-
chung lagen erst am 11. 6. 2001 – einem 
Montag – vor. Am gleichen Tag wurde 
der Patient auf Intervention der Mutter 
hin stationär notfallmäßig wegen starker 
Schmerzen und Erbrechens aufgenom-
men und in der Kinderklinik operiert. 
Dabei wurden multiple freie Durchbrü-
che der Darmwand und eine generalisie-
rende eitrige 4-Quadranten-Peritonitis 
des Bauchraumes festgestellt. Der Kläger 
erhielt einen künstlichen Darmausgang, 
wobei im Rahmen der operativen Rück-
verlegung des künstlichen Ausgangs die 

Ileozökalklappe entfernt werden muss-
te. Weitere operative Eingriffe sind nicht 
auszuschließen.

Der Kläger begehrt nunmehr vom Chef-
arzt der Kinderklinik (Beklagter 1), dem 
an der Operation beteiligten Assistenz-
arzt (Beklagter 2) und dem Träger der 
Kinderklinik (Beklagter 3) Schadenser-
satz in Form von Schmerzensgeld und 
Feststellung der Ersatzpflicht für zu-
künftige Schäden. Das erstinstanzlich 
angerufene Landgericht hat die Klage 
abgewiesen; das Berufungsgericht hält 
die Klage für überwiegend begründet.
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tene Diagnose nicht erhoben oder deren 
Ergebnis nicht gesichert wird und, soweit 
sich das Unterlassen nicht bereits für sich 
allein als nicht mehr verständliches ärzt-
liches Fehlverhalten darstellt, das Verken-
nen des hinreichend wahrscheinlichen 
Befundes und eine Nichtreaktion hierauf 
seinerseits grob fehlerhaft wäre (BGH in: 
NJW 1998, 1780; NJW 1999,3048; NJW 
2004, 1378).

Die nach ärztlichem Standard verspätet 
erfolgte Erhebung des medizinisch ge-
botenen Befundes (CRP-Wert) ist recht-
lich einer Unterlassung dieser Maßnah-
me gleich zu stellen. Wegen dieser den 
Beklagten 1 und 3 anzulastenden unter-
lassenen Befunderhebung erfolgt daher 
eine Umkehr der Beweislast zugunsten 
des Klägers.

Nach Ansicht des Gutachters hätte man 
bei den gebotenen diagnostischen Maß-
nahmen am 8. 6. 2001 mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit Entzündungsanzei-
chen, wohl auch freie Flüssigkeit in der 
Bauchhöhle, feststellen können. Außer-
dem sei hinreichend wahrscheinlich, 
dass bei einer frühzeitig vorgenommenen 
Operation die Perforationen des Darms 
hätte übernäht werden können, so dass 
der notfallmäßige Verlauf, der septische 
Schock und der eingetretene Darmverlust 
sowie das Legen eines künstlichen Darm-
ausgangs und der dabei verzeichnete Ver-
lust der Bauhin-Klappe dem Kläger er-
spart geblieben wäre.
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